
um das Verhältnis von Publizität und Dis-
kretion in der Politik. Hinzuweisen gilt es
dabei vor allem auf die Bedeutung eines
Redens, das nicht auf dem Markt der Öf-
fentlichkeit stattfindet, sondern eher dis-
kret. Das Wissen um die Bedeutung dis-
kreter Kommunikation mag in der prakti-
schen Politik als selbstverständlich gel-
ten, in der wissenschaftlichen, der verfas-
sungsrechtlichen und politikwissen-
schaftlichen Diskussion vor allem, stößt
das – für den politischen Betrieb unver-
zichtbare – Spannungsverhältnis zwi-
schen Öffentlichkeit und Vertraulichkeit,
zwischen demonstrativer Publizität und
diskretem Kommunizieren nach wie vor
auf bescheidenes Interesse (vergleiche
Sarcinelli 2011: 75–88). Das hängt mit dem
normativen „Logenplatz“ zusammen,
den Verfassungsrecht und Demokratie-
theorie dem Prinzip Öffentlichkeit ein-
räumen. Öffentlichkeit wird in der Folge
einer langen Tradition des Kampfes ge-
gen den Obrigkeitsstaat, der Herausbil-
dung des Bürgertums und schließlich
philosophisch grundiert durch die Auf-
klärung zum Forum, auf dem sich kon-
kurrierende politische Herrschaftsan-
sprüche bewähren müssen, während
Wahrheitsansprüche in den privaten
Raum verbannt sind. 

Immanentes Spannungsverhältnis
Als „Chiffre für Freiheit der Diskussion,
Vernunft der Argumente und Richtigkeit
der Entscheidung“ gilt Öffentlichkeit
forthin als „eine spezifisch demokratische
Eigenschaft, ist Lebensgesetz der Demo-

Das geflügelte Wort „Reden ist Silber,
Schweigen ist Gold“ – mit Blick auf die
Politik scheint dies eine doch gänzlich
unpassende Empfehlung. Hatte sich im
deutschsprachigen Raum und insbeson-
dere in der Politikwissenschaft bis in die
1970er-Jahre hinein kaum jemand intensi-
ver mit der Bedeutung von Sprache in der
Politik beschäftigt, so war es Wolfgang
Bergsdorf, der mit seiner 1982 publizier-
ten Habilitationsschrift für den Zu-
sammenhang von Herrschaft und Sprache
(Bergsdorf 1983) sensibilisierte und ter-
minologische Markierungen mit der zeit-
historisch-politischen Entwicklung der
Bundesrepublik in Verbindung zu brin-
gen wusste. Angesichts dieser Initialstu-
die und nachfolgenden Arbeiten aus den
Sprachwissenschaften, den Publizistik-
und Kommunikationswissenschaften so-
wie den Sozial- und Politikwissenschaf-
ten mag die Titelfrage „Reden oder
Schweigen?“ irritieren. Sie irritiert umso
mehr, als Reden zum Wesen des Politi-
schen gehört, weil die „prinzipielle Schei-
dung von Reden und Handeln nicht statt-
haft“, ja „Reden selbst als eine Art Han-
deln“ aufgefasst werden muss (Arendt
1993: 48), so Hannah Arendt in ihrem
posthum veröffentlichten Fragment Was
ist Politik?. Politik „pur“, ohne sprachli-
che Vermittlung, ohne Kommunikation,
das käme einer „präpolitischen“ (Arendt)
Vorstellung gleich.

Insofern wird es in den folgenden
Überlegungen weniger um die Alterna-
tive „Reden oder Schweigen“ gehen als
vielmehr um die Art des Redens, genauer
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kratie: Heimlichkeit hingegen – Kenn-
zeichen aristokratischer Verfassungszu-
stände – hat in der Demokratie kei-
nen legitimen Stellenwert“ (Depenheuer
2000: 7). Denn nur wo Publizität herrsche,
könne es „auch Verantwortung der Re-
gierenden und das Bewusstsein der Ver-
antwortlichkeit bei den Regierten geben“
(Jestaedt 2000: 69). 

In dieser verfassungstheoretischen
Sichtweise klingt noch die Vorstellung
der alteuropäisch-naturrechtlichenWahr-
heitsbindung der Politik durch die öffent-
liche Meinung an. Jürgen Habermas hat
diese hohe normative Hürde zur regulati-
ven Idee seiner Theorie kommunikativen
Handelns (vergleiche Habermas 1981) ge-
macht und in seinem Konzept von Zivil-
gesellschaft modernisiert. Er begreift
Öffentlichkeit als „Resonanzboden für
Probleme“, als „sozialen Raum“ mit „Sig-
nalfunktion“ und als „Kommunikations-
struktur“, die einerseits politischen Pro-
blemdruck im Institutionensystem er-
zeugt, andererseits aber auch von Ent-
scheidungen entlastet (Habermas 1992:
435–437). Damit soll eine Art „Gegen-
kreislauf von Macht und Kommunikation
zwischen staatlichen Institutionen und
der Zivilgesellschaft als nicht-organisier-
ter Öffentlichkeit“ (Lösch 2005: 173) ent-
stehen. 

Damit ist aus verfassungs- und demo-
kratietheoretischer Perspektive die Fall-
höhe zwischen Öffentlichkeit und Nicht-
Öffentlichkeit, zwischen Publizität und
Diskretion in der Politik markiert. Dem-
nach besteht ein erhebliches „Rechtferti-
gungsgefälle, insofern Nicht-Öffentlich-
keit, Vertraulichkeit oder gar Geheimhal-
tung „die Abweichung von der Regel“
(Jestaedt 2000: 88) darstellen. Entspricht
es der „Grundmechanik“ jeder demokra-
tischen Politik, dass sie zustimmungsab-
hängig und deshalb begründungspflich-
tig stets auch der öffentlichen Rede be-
darf, so ist „Nicht-Öffentlichkeit staat-
licher Machtausübung generell begrün-

dungsbedürftig“ (ebenda: 89), dem Ver-
dacht des Undemokratischen ausgesetzt. 

Was normativ zunächst hoch plausibel
und demokratietheoretisch unstrittig er-
scheinen mag, wirft freilich beim Blick auf
die praktische Politik, auf die Prozesse
der Willensbildung, Interessenabklärung
und Entscheidungsfindung eine Reihe
von Problemen auf. 

„Totale Öffentlichkeit“ 
versus Hinterzimmer? 
Es mag übertrieben sein, das eigentliche
Kerngeschäft der Politik als „nicht sicht-
bar“ (de Maizière 2003: 40) zu bezeichnen.
Gleichwohl sind Zweifel anzumelden, ob
Öffentlichkeit allein als zentrale Bedin-
gung für die „Rationalisierung des politi-
schen Prozesses“ (Hesse 1995: 62) gelten
kann. Dass diskrete Absprachen und
nicht nur öffentliches Reden in der politi-
schen Praxis demokratischer Regierungs-
weise unverzichtbar sind und es – auch –
Vertraulichkeit, das heißt Räume diskre-
ter Interessenabklärung und Entschei-
dungsvorbereitung, geben muss, kann an
einem einfachen Gedankenexperiment
verdeutlicht werden: Man stelle sich für
einen Moment vor, das Parlament, der
Deutsche Bundestag, verhandelte nicht
nur öffentlich, wie es der Artikel 42 des
Grundgesetzes gebietet. Vielmehr gäbe 
es totale Öffentlichkeit, zu jeder Zeit, 
auf allen Ebenen und in allen innerpar-
lamentarischen Gremien. 

Nicht nur Plenar- und dann vielleicht,
wie vielfach gefordert und zum Teil auch
praktiziert,dieAusschusssitzungen, auch
die Sitzungen von Fraktionsvorständen,
der Fraktionen selbst und ihrer Arbeits-
kreise – dies alles wäre allgemein zu-
gänglich. Öffentlichkeit also gerade auch
für jene Gremien, die für gruppenspezifi-
sche Interessenabklärung und politisch-
strategische Entscheidungsvorbereitung
unabdingbar sind. Das Ergebnis einer sol-
chen vermeintlichen Totaltransparenz ist
unschwer vorhersagbar: entweder reine
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Hinterzimmer-Politik und sogenannte
Kungelrunden, das heißt die Verlagerung
der Vorberatung über politisch entschei-
dende Weichenstellungen in informelle
Gremien und Kreise, was es auch jetzt
schon reichlich gibt und gemeinhin als
„Auswanderung der Politik aus den In-
stitutionen“ kritisiert wird. Oder, die
zweite Möglichkeit, frühzeitige öffent-
liche Diskussion über intern noch nicht
abgestimmte Positionen. Im Jargon des
Boulevards wird dies dann gerne als
„Kakofonie“ bezeichnet, will heißen: auf
dem Markt der Öffentlichkeit werden
vorab „halb gare“ politische Angebote
gehandelt, über deren Relevanz, Reprä-
sentativität und Verbindlichkeit die Bür-
ger im Unklaren bleiben müssen. 

Die Frage aber, wer für wen und was
mit welcher Verbindlichkeit spricht,
macht die Vorbereitung von Entschei-
dungsalternativen notwendig. Diese wie-
derum erfordern bei Fraktionen, bei Par-
teien wie generell im Konzert der Akteure
in der pluralistischen Demokratie interne
Interessenabklärung und strategisches
Kalkül, bevor der Wettbewerb um die
Gunst der Bürgerinnen und Bürger dann
freilich öffentlich ausgetragen werden
muss. 

Was hier am parlamentarischen Bei-
spiel aufgezeigt werden sollte, lässt sich
auf alle Akteure der politischen Willens-
bildung und Interessenvermittlung über-
tragen: auf Parteien, Verbände, Kirchen,
Gewerkschaften und zunehmend auch
Nichtregierungsorganisationen, also all
jene Institutionen des intermediären Sys-
tems, denen die Aufgabe zukommt, die
heterogenen Interessen in der pluralisti-
schen Gesellschaft zu integrieren, zu re-
präsentieren und damit die Entscheidung
über Alternativen im freiheitlich-demo-
kratischen System erst zu ermöglichen.
Alles, was politisch gedacht, geplant, vor-
geschlagen werden soll, zu jeder Zeit 
auf dem offenen Markt zu präsentieren
würde nicht zu mehr Demokratie, son-

dern zu kollektiver Konfusion und Irrita-
tion führen. Totale Publizität ist nicht
Ausdruck politischer Klugheit, sondern
„Symbol für die durch Transparenz er-
zeugte Intransparenz“ (Luhmann 2000:
285). Sie mündet letztlich in Handlungs-
unfähigkeit sowie in politische Macht-
und Orientierungslosigkeit. 

Vertraulichkeit als Bedingung
Warum verhandeln die Tarifpartner nicht
öffentlich? Es sind die gleichen Gründe,
die in der Politik generell gelten: Das
Gegenüber soll über die Verhandlungsli-
nie vorab möglichst im Unklaren bleiben.
Zugleich braucht man Spielräume für ge-
sichtswahrende Kompromisse, auf die
sich dann beide Seiten verständigen kön-
nen. Wer hingegen alle „Karten auf den
Tisch“ der Öffentlichkeit legt, begibt sich
der Möglichkeiten zu Interessendurchset-
zung oder -ausgleich. Gleiches gilt für
Parteien, wenn es um die Bildung einer
Koalition geht, für Fraktionen, wenn es
um flügelübergreifende Positionsbestim-
mungen, für Regierungs- und Opposi-
tionsparteien, wenn es um Kompromiss-
suche bei zustimmungsbedürftigen Ge-
setzen in Bundestag und Bundesrat geht.
Man mag die Entwicklung des Vermitt-
lungsausschusses von Bundestag und
Bundesrat zu einer Art „Dritten Kam-
mer“ im unitarischen Bundesstaat bekla-
gen und verfassungspolitisch für bedenk-
lich halten. Dass dieses Gremium aber so
erfolgreich arbeitet und die ganz über-
wiegende Zahl seiner Vermittlungsvor-
schläge schließlich Gesetzeskraft erlangt,
hängt auch damit zusammen, dass es
nicht öffentlich tagt und seine Mitglieder
von Weisungen unabhängig Kompro-
misse aushandeln können. 

Gesellschaftlicher und politischer Plu-
ralismus muss in einer nachvollziehbaren
Vielfalt und Vielstimmigkeit in der öf-
fentlichen Kommunikation seinen Aus-
druck finden. Zugleich bedarf es eines be-
stimmten Maßes an Vertraulichkeit für
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politische Entscheidungsvorbereitung.
Die – freilich immer wieder zu rechtferti-
gende – Vertraulichkeit ist ein „struktu-
rell notwendiges Korrelat zum umfassen-
den und permanenten Öffentlichkeits-
postulat der Demokratie“ (Depenheuer
2000: 16 f.). 

Eine wohldosierte Vertraulichkeit ist
nicht nur Bedingung für Sachlichkeit und
Gemeinwohldienlichkeit. Sie schafft auch
Voraussetzungen dafür, dass sich politi-
sche Positionen formieren und dann ein
öffentlicher Wettbewerb über politische
Alternativen stattfinden kann. Im Jargon
des Luhmann’schen Konzepts autopoieti-
scher Systeme: Nicht-Öffentlichkeit wird
zur Bedingung für die Herstellung „ope-
rativer Geschlossenheit“ (Luhmann) des
Teilsystems, das sich an der politischen
Willensbildung beteiligt. Über das, was
die angemessene Dosierung an Vertrau-
lichkeit ist, gibt es rechtliche Vorgaben
und unterschiedliche politische Erwar-
tungen. So wird der Regierung ein „Kern-
bereich exekutiver Eigenverantwortung“
(Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts – BVerfGE 67, 100) durch
Zuerkennung eines Initiativ-, Beratungs-
und Handlungsbereichs zugebilligt, der
auch vor direkter Einsicht durch das Par-
lament geschützt ist. Andererseits neigt
die Exekutive dazu, immer wieder neue
politische Arkanbereiche zu rechtferti-
gen. Auch sind etwa die Erwartungen an
Transparenz und Öffentlichkeit gegen-
über Parteien schon aufgrund des verfas-
sungsrechtlichen Gebots zu innerpartei-
licher Demokratie und zur Offenlegung
der Finanzen höhere als die gegenüber
Interessenverbänden oder Bewegungsak-
teuren. Oppositionsparteien fordern ge-
meinhin mehr Transparenz als Parteien in
der Regierungsverantwortung. Wähler
und Organisationsmitglieder haben ein
generell höheres Transparenzinteresse
als Amtsträger und Funktionäre. Insofern
gibt es also institutionell und situativ
unterschiedliche Kontexte und politische

Funktionen mit differierenden Diskre-
tions- und Publizitätserwartungen. 

„Prinzip des Tausches“
In dem politikwissenschaftlichen For-
schungszweig, der sich mit den Spezifika
der Willensbildung und Entscheidungs-
findung in konkreten Politikfeldern be-
schäftigt, wird zudem auf die „Selbst-
regulationsschwäche offener Kommuni-
kationszirkel“ (van den Daele/Neidhardt
1996: 41) hingewiesen und die diskrete
„Verhandlung“ als ein für erfolgreiche
Problemlösung entscheidender Opera-
tionsmodus angesehen. Letztendlich geht
es um das nicht aufzulösende Span-
nungsverhältnis zwischen zwei Rationa-
litäten: demokratische Legitimität durch
Offenheit, Transparenz und Bürgernähe
auf der einen sowie sachfragenorientierte
Effektivität und politisch-strategische
Interessenabklärung im Wege diskreter
Aushandlung von Kompromissen zwi-
schen entscheidungsbeteiligten Akteuren
auf der anderen Seite. Im Gegensatz zu
mehrheitsdemokratischen Verfahren, in
denen die Interessen der Mehrheit durch-
gesetzt werden können, sind Verhand-
lungen durch die „Logik des Kompro-
misses“ (Mayntz 1993: 50) gekennzeich-
net, eine Logik also, die nicht auf einseiti-
ger Interessendurchsetzung, sondern auf
dem Prinzip des Tausches beruht und so
Chancen zur Verständigung bietet. Bei-
des ist nur von diskreten Verfahren zu er-
warten, „die den Beteiligten eine gewisse
Binnenorientierung abverlangen und in
denen Kommunikation wenigstens zeit-
weilig von strategischen Rücksichten und
Gruppenloyalitäten entkoppelt werden“
kann (van den Daele/Neidhardt1996: 38). 

Das führt zu einem letzten Gedanken,
der die Bedeutung von Publizität und
Diskretion für das demokratische System
insgesamt abschließend in den Blick neh-
men soll. 

Demokratie heißt nicht nur Wettbe-
werb und Mehrheitsentscheidung und

Ulrich Sarcinelli
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damit verbundener öffentlicher Streit.
Demokratie zielt auch auf eine im Wege
von Aufgabenwahrnehmung und Pro-
blemlösung erreichte Zustimmung. Bei-
des, demokratischer Wettbewerb und
Problemlösung, vollzieht sich in einem
zunehmend komplexer werdenden Sys-
tem. 

Herausforderung 
für die „Verhandlungsdemokratie“ 
Mehr denn je kennzeichnet die politisch-
institutionelle Struktur in Deutschland
deshalb eine „eigentümliche Mischung
aus Konkurrenz- und Verhandlungsde-
mokratie“ (Czada/Schmidt 1993: 11) mit
zahlreichen staatlichen und politischen
Vetospielern sowie einspruchsberech-
tigten gesellschaftlichen „Mitregenten“
(siehe Schmidt 2002: 24), etwa in Form 
der Gewerkschaften, Verbände, der So-
zialversicherungsträger und zunehmend
auch zivilgesellschaftlicher Bewegungs-
akteure. Mag der Lärm des parteiend-
emokratischen Wettbewerbs bisweilen
einen anderen öffentlichen Eindruck ver-
mitteln, so wird das demokratische Sys-
tem in Deutschland doch weithin dem
Typus der „Verhandlungsdemokratie“
(vergleiche Czada/Schmidt 1993; Czada
2003) zugerechnet. Verhandeln und Aus-
handeln, öffentlich und mehr noch dis-
kret, dies gilt denn auch als vorherrschen-
der Operationsmodus in der innerstaat-
lichen wie auch in der transnationalen
Politik (vergleiche Scharpf 1993: 25). 

Bei allen ideologischen Differenzen ist
kaum mehr bestritten, dass der moderne
Staat als Wohlfahrts- und Leistungsstaat
an seine Grenzen gekommen ist. Wird er
mehr und mehr begriffen als „Gewähr-
leistungsstaat“, so verfügt dieser Staat
nicht mehr über das „Monopol […] zur
Gemeinwohlkonkretisierung“ (Ziekow
2011: 36; ders. 2009). Der Gewährleis-
tungsstaat braucht die Kooperation mit
gesellschaftlichen Gruppen und auch mit
privaten Akteuren, um seine Aufgaben

zu erfüllen und den Erwartungen der
Bürger gerecht zu werden. 

Inzwischen wird geradezu inflationär
und weit über den innerwissenschaft-
lichen Diskurs hinaus von governance
(vergleiche Benz 2004) gesprochen. Da-
mit soll zum Ausdruck gebracht werden:
Politisches Handeln ist zu einem Interde-
pendenzmanagement mit einem zuneh-
mend unübersichtlichen Akteursfeld ge-
worden. Die Komplexität institutionali-
sierter und nicht institutionalisierter so-
wie formeller und informeller Regelungs-
mechanismen hat zugenommen und
wird weiter zunehmen. Weil dies so ist,
kann es auch nicht um die Alternative Öf-
fentlichkeit oder Vertraulichkeit gehen.
Vielmehr wird das Spannungsverhältnis
zwischen Publizität und Diskretion im-
mer wieder neu auszutarieren sein. 

Entscheidungsprozesse 
getrennt halten
Einmal mehr wird damit deutlich, dass
das Verhältnis von Publizität und Diskre-
tion prekär bleibt, stellt doch der Umgang
mit Publizität ebenso wie der Rückzug in
Diskretion immer auch ein Machtinstru-
ment dar. Deshalb muss gewährleistet
sein, dass die verbindlichen Entschei-
dungsprozesse nicht nur normativ, son-
dern auch faktisch durch wirksame
Unterbrechungen von Verfahren diskre-
ten Aushandelns getrennt gehalten wer-
den. Was immer vertraulich ausgehan-
delt wird, bedarf dann aber der öffent-
lichen Prüfung, Begründung und Ratifi-
kation (vergleiche van den Daele/Neid-
hardt 1996: 45). Operieren politische und
gesellschaftliche Akteure auf der Suche
nach Kompromiss und Konsens unter
Ausschluss der Öffentlichkeit, so wird
der Erfolg im demokratischen System
letztlich nicht in den politisch-institutio-
nellen „Arenen“, sondern auf der „Gale-
rie“ (Gerhards/Neidhardt 1993), also
vom Publikum der Bürger, in freier Mei-
nungsbildung entschieden. Hier zählt
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dann nur noch die „massendemokrati-
sche Qualität der öffentlich legitimier-
baren Gründe“ (Depenheuer 2002: 31)
und nicht unbedingt die Güte der in ver-
traulicher Runde abgesprochenen Prob-
lemlösungen. 
Der Beitrag stützt sich in Teilen auf Abschnitte im
unten genannten Band des Autors.
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Macht des Wortes

„Wir wären keine glaubwürdigen Parlamentarier, keine ernst zu nehmenden Anhänger der
parlamentarischen Demokratie, wenn wir nicht die Macht des Wortes, des Argumentes, der
Überzeugung durch das gesprochene und das geschriebene Wort glauben würden. Gewiss
wäre es aber unrealistisch, dies als die einzige Quelle der Gewinnung von Macht anzu-
nehmen.“

Der ehemalige Bundespräsident, Bundestagspräsident und CDU-Politiker Karl Carstens, 1978
Zitiert nach: Wolfgang Bergsdorf (Hrsg.), Wörter als Waffen. Sprache als Mittel der Politik.


